Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1788 


12.03. 74 


Sachgebiet 2125 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur 10. Änderung der 
Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen 

— Drucksache 7/1471 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


Der Richtlinienvorschlag wurde vom Präsidenten 
des Deutschen Bundestages entsprechend dem Be- 
schluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 am 23. Ja- 
nuar 1974 dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit überwiesen. Der Ausschuß befaßte sich 
mit dem Vorschlag in seiner Sitzung am 13. Februar 
1974. 

Mit der vorgeschlagenen Richtlinie soll die weitere 
Verwendung des Konservierungsstoffes Thiabend- 
azol ermöglicht werden, die durch eine frühere Richt- 
linie bis Ende 1973 befristet war. 

Der Ausschuß hat sich u. a. aufgrund von Unter- 
suchungen des Bundesgesundheitsamtes davon über- 
zeugen lassen, daß die weitere Verwendung von 
Thiabendazol gesundheitlich unbedenklich ist, wenn 
und soweit hinsichtlich des Rückstandsgehaltes an 
der Höchstdosis von 6 mg/kg bei Zitrusfrüchten und 
von 3 mg/kg bei Bananen festgehalten wird. Mit 
allem Nachdruck wendet sich der Ausschuß jedoch 


gegen Erwägungen, den Grenzwert des Rückstands- 
gehaltes bei Zitrusfrüchten auf 10 mg/kg heraufzu- 
setzen. Einmal ist der Ausschuß der Auffassung, 
daß die Rückstandshöchstmengen bei Zusatzstoffen, 
die effektiv gesundheitsschädlich sind, grundsätzlich 
so niedrig wie möglich gehalten werden müssen. 
Dabei spielt für den Ausschuß eine wichtige Rolle, 
daß das Zusammenwirken verschiedener Zusatz- 
stoffe auf den menschlichen und tierischen Organis- 
mus wissenschaftlich zumindest teilweise noch nicht 
geklärt ist, andererseits aber gerade die Summa- 
tion mehrerer Stoffe aufgrund wissenschaftlicher 
Erkenntnisse als eine Gefahr für die menschliche Ge- 
sundheit anzusehen ist. Zum anderen beziehen sich 
die Werte der vorliegenden Richtlinie auf Rück- 
stände auf der Oberfläche der Früchte. Es steht zu 
befürchten, daß bei stärkerer Verwendung des 
Thiabendazol als Folge einer Erhöhung der Grenze 
auf 10 mg/kg auch eine höhere Menge dieses Stoffes 
in das Fruchtfleisch gelangt und damit vom Men- 
schen aufgenommen wird. Diese Folge wäre nach 
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Meinung des Ausschusses vom gesundheitlichen 
Standpunkt her unvertretbar. Die Summationswir- 
kung und die Mengen im Fruchtfleisch sollten bei 
den angekündigten weiteren wissenschaftlichen Un- 
tersuchungen in besonderem Maße berücksichtigt 
werden. 


Weiter legt der Ausschuß Wert darauf, daß die 
Früchte, die mit Thiabendazol behandelt worden 
sind, im Interesse des Verbraucherschutzes ent- 
sprechend deutlich gekennzeichnet werden. Diese 
Kennzeichnungspflicht sollte in allen EG-Mitglied- 
staaten in gleicher Weise obligatorisch sein. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Richtlinienvorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften — Drucksache 7/1471 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, in den weiteren Verhandlungen darauf hin- 
zuwirken, daß die Kennzeichnungspflicht in jedem Falle eingehalten und auf 
den gesamten EG-Bereich ausgedehnt wird. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Der Ausschuß für Jugend, familie und Gesundheit 

Hauck Dr. Hammans 

Vorsitzender Berichterstatter 



